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Über die Tätigkeit des Rechtsschutzbeauftragten (künftig kurz: RSB) beim Bundes­
minister für Inneres (BMI) – ihm obliegt die Kontrolle der in § 91c Sicherheitspolizei­
gesetz (SPG) aufgezählten sicherheitspolizeilichen Ermittlungshandlungen, die dem 
Betroffenen typischerweise zumindest zunächst nicht bekannt werden und somit auf dem 
Rechtsmittelweg nicht bekämpft werden können – wurde im Sommer 2011 eine aus­
führliche Untersuchung in der Österreichischen Juristenzeitung (ÖJZ) publiziert. Diese 
Untersuchung bietet neben umfassenden Informationen über Zahl und Art der im Jahr 
2010 an den RSB gemeldeten Ermittlungshandlungen auch eine detaillierte Darstellung 
über die Institution und über die konkrete Durchführung seiner Kontrolltätigkeit sowie 
den Aufgabenbereich des RSB. Wesentliche Veränderungen dazu gibt es lediglich beim 
Aufgabenbereich des RSB, der durch zwei am 1. April 2012 in Kraft getretene Novellen 
des Sicherheitspolizeigesetzes (BGBl I 33/2011; BGBl I 13/2012) Erweiterungen erfuhr. 
Eine umfangreiche Übersicht über die neuen Befugnisse und die praktischen Erfahrungen 
des RSB dazu wurde bereits kürzlich in der ÖJZ veröffentlicht, weshalb an den einschlä­
gigen Stellen auf diesen Beitrag verwiesen wird. Um aber einen Gesamtüberblick über 
die Tätigkeit des RSB im Jahr 2012 zu erhalten und somit dem vom RSB mit Engagement 
vertretenen Transparenzanliegen umfassend gerecht zu werden, sollen in diesem Beitrag 
die zentralen Daten zu den Meldungen aus 2012 – wie auch schon 2011 – der Fachöffent­
lichkeit prompt zugänglich gemacht werden. Die Erhebung der Daten aus den Meldungen 
wurde von Pühringer durchgeführt. Die nähere Datenanalyse sowie die Auswahl und 
Aufbereitung der im Folgenden präsentierten Daten aus dem von Burgstaller verfassten 
Jahresbericht 2012, der gemäß § 91d Abs 4 SPG der Frau Bundesministerin für Inneres 
zu erstatten war, erfolgte durch Burgstaller und Pühringer gemeinsam.

Zentrale Daten zu vom Rechtsschutzbeauftragten kontrol­
lierten sicherheitspolizeilichen Ermittlungen im Jahr 2012

Aktuelles vom Rechtsschutz­
beauftragten

MANFRED BURGSTALLER, 
Rechtsschutzbeauftragter beim 

Bundesminister für Inneres.

LISA PÜHRINGER, 
Referentin der Abteilung III/1  

(Legistik) im Bundesministerium  
für Inneres.

I. MELDUNGEN AN DEN RSB IM 
GESAMTÜBERBLICK

1. Meldungen insgesamt
Im Jahr 2012 wurden dem RSB insge­
samt 2.508 Meldungen übermittelt. Das 
bedeutet, dass 2012 an den RSB um 578 
Meldungen weniger erstattet wurden als 
2011, in welchem Jahr die Gesamtzahl 
der Meldungen 3.086 betrug. Die ange­

führte Verminderung erklärt sich zu annä­
hernd 90 % aus einer massiven Abnahme 
der Meldungen zur Verwendung fremder 
Bilddaten, die klar auf einen mit 1. April 
2012 wirksam gewordenen Eingriff des 
Gesetzgebers zurückzuführen ist. Eine für 
den Gesamtüberblick relevante Zunahme 
ist 2012 allein für die Meldungen zum 
Gesamtbereich der Observation zu regist­
rieren.
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2. Kategorien der Meldungen
Von zentraler Bedeutung für die Arbeit 
des RSB ist naturgemäß, wie sich die bei 
ihm eingelangten Meldungen auf die in 
den drei Absätzen des § 91c SPG1 grund­
gelegten Kontrollkategorien verteilen.

Der in der Tabelle 1 ausgewiesene Be­
fund ist nicht überraschend. Die über­
wältigende Mehrheit aller 2012 erfolgten 
Meldungen an den RSB, nämlich nicht 
weniger als 2.435 (= 97,1 %), betraf die 
in § 91c Abs 1 zusammengefassten Er­
mittlungshandlungen, die der RSB einer 
nachprüfenden Kontrolle zu unterzie­
hen hat. An zweiter Stelle rangierte mit 
insgesamt 68 Meldungen (= 2,7 %) die 
Kategorie mit der intensivsten Kontrol­
le durch den RSB, nämlich erweiterte 
Gefahrenerforschungen gemäß §  91c 
Abs 3, die nur nach vorangehender Er­
mächtigung des RSB durchgeführt wer­
den dürfen. Der Rest, nämlich bloß fünf 
Meldungen (= 0,2 %), entfiel auf diejeni­
gen Fälle einer Datenermittlung, die dem 
RSB gemäß § 91c Abs 2 bereits vor ihrer 
geplanten Durchführung zur Stellung­
nahme vorzulegen sind.

Auf Grund der sehr geringen Zahl 
von Meldungen zu § 91c Abs 2 und des 
begrenzten Platzumfangs soll zu dieser 
Kontrollkategorie nur pauschal berich­
tet werden. Die insgesamt fünf regist­
rierten Meldungen betrafen allesamt 
die Errichtung einer Analysedatenbank 
gemäß § 53a Abs 2 und 6, also die Ver­
arbeitung bestimmt bezeichneter perso­
nenbezogener Daten zur operativen oder 
strategischen Analyse. In vier der fünf 
Fälle hat der RSB zunächst Anregungen 
zu Präzisierungen und punktuellen Ein­
schränkungen geäußert. Nachdem diesen 
Anregungen entsprochen worden war, 
konnte zu allen Meldungen gemäß § 91c 
Abs 2 eine positive Stellungnahme abge­
geben werden.

II. MELDUNGEN ZUR NACH­
PRÜFENDEN KONTROLLE IM 
ÜBERBLICK

1. Verteilung auf Melde-Konstellationen
Die Ermittlungsakte, für die gemäß § 91c 
Abs 1 eine Meldung an den RSB zur nach­
prüfenden Kontrolle zu erstatten ist, sind 
verschiedenartig. Von vorrangigem Inte­
resse ist daher, wie sich die Gesamtheit 
der in Rede stehenden Meldungen auf die 
einzelnen Melde-Konstellationen verteilt.

Aus der Tabelle 2 ist zu ersehen, dass im 
Jahr 2012 nicht weniger als 94 % aller Mel­
dungen gemäß § 91c Abs 1 auf bloß vier 
Konstellationen entfielen: 1.081 (= 44 %) 
der in Rede stehenden Meldungen bezogen 
sich auf die Ermittlung von Standortdaten, 

Tabelle 1: Kategorien der Meldungen

Quelle: Burgstaller/Pühringer

Meldungen zur	 Anzahl	 Anteil
nachprüfenden Kontrolle (§ 91c/1)	 2.435	 97,1 %
Vorweg-Stellungnahme (§ 91c/2)	 5	 0,2 %
erweiterten Gefahrenerforschung (§ 91c/3)	 68	 2,7 %
Alle Meldungen	 2.508	 100 %

* Rundungsfehler 

Tabelle 2: Meldungen gemäß § 91c Abs 1

Quelle: Burgstaller/Pühringer

Konstellation	 Anzahl	 Anteil
Ermittlungen zu IP-Adressen  
(53/3a/Z2 und Z3)	 27	 1 %
Punktuelle Ermittlung von Daten 
eines Anrufers (53/3a/Z4)	 6	 –
Ermittlungen von Standortdaten (53/3b)	 1.081	 44 %
Verwendung fremder Bilddaten (53/5)	 421	 17 %
Verdeckte Ermittlungen sowie verdeckte  
Ermittlungen iVm dem Einsatz von Bild-   
und Tonaufzeichnungsgeräten (54/3 iVm  
54/4a und 54/3 iVm 54/4)	 21	 1 %
Observationen und Observationen iVm  
verdeckten Ermittlungen, Verwendung  
fremder Bilddaten sowie dem Einsatz von  
Bild- und Tonaufzeichnungsgeräten 
(54/2, 54/2 iVm 54/3, 54/2 iVm 54/4,  
54/2 iVm 53/5, 54/2 iVm 54/3 und 54/4)	 204	 8 %
Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungs- 
geräten (54/4 iVm 4a)	 84	 3 %
Einsatz von Kennzeichenerkennungs- 
geräten (54/4b)	 591	 24 %
Alle Konstellationen	 2.435	 98 %*
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wobei es durchwegs um (weiter) drohende 
Delikte gegen die Freiheit ging. Die rest­
liche Meldung zu § 53 Abs 3a Z 4 aus 2012 
betraf die dringende Hilfeleistung bei einer 
medizinischen Notlage.

Unter sehr komplex formulierten Vor­
aussetzungen sind die Sicherheitsbe­
hörden gemäß § 53 Abs 5 im Einzelfall 
ermächtigt, personenbezogene Bilddaten, 
die Rechtsträger des öffentlichen oder pri­
vaten Bereichs mittels Einsatz von Bild- 
und Tonaufzeichnungsgeräten rechtmäßig 
ermittelt und den Sicherheitsbehörden 
übergeben haben, zur Abwehr gefährlicher 
Angriffe oder krimineller Verbindungen, 
wenn bestimmte Tatsachen auf eine 
schwere Gefahr für die öffentliche Sicher­
heit schließen lassen, und zur Fahndung 
(§  24) zu verwenden. Die wiedergege­
bene Rechtslage wurde mit Wirkung vom  
1. April 2012 in einem ganz unscheinbar 
wirkenden Punkt verändert: Dem Aus­
druck „Fahndung“ wurde das Klammer­
zitat „(§ 24)“ beigefügt. Mit dieser Beifü­
gung wurde die Bedeutung des § 53 Abs 5 
für die Praxis drastisch reduziert, da sich 
vor dieser Änderung 90 % der Meldungen 
zur angeführten Gesetzesbestimmung auf 
Fahndungsfälle, die vom Fahndungsbe­
griff des § 24 gerade nicht erfasst sind, 
bezogen. Gemeint ist die Ausforschung 
von Tatverdächtigen, deren Bild sich auf 
Videoaufnahmen einer Deliktsbegehung 
findet, die nunmehr ausschließlich nach 
den Regeln der StPO erfolgt.

Meldungen zur verdeckten Ermittlung, 
verstanden als das „Einholen von Aus­
künften ohne Hinweis auf den amtlichen 
Charakter sowie auf die Freiwilligkeit 
der Mitwirkung“, sind 2012, wie schon in 
den Vorjahren, nur in sehr geringer Zahl 
erstattet worden. Was den Gegenstand 
der 20 gemeldeten einfachen verdeckten 
Ermittlungen anlangt, dominieren unver­
ändert Suchtmitteldelikte mit einem Anteil 
von 70  %. Zusätzlich wurde 2012 eine 

591 (= 24 %) auf den Einsatz von Kennzei­
chenerkennungsgeräten, 421 (= 17 %) auf 
die Verwendung von durch andere ermit­
telte Bilddaten und 204 (= 8 %) auf den 
Gesamtbereich der Observation.

Zwei der vier Konstellationen (Er­
mittlung von Standortdaten und der Ge­
samtbereich der Observation) werden im 
nächsten Abschnitt gesondert erörtert. Zu 
den übrigen Konstellationen der nachprü­
fenden Kontrolle sei das Folgende gesagt.

2. Konstellationen mit Kurzinformation
Die Z 2 und 3 des § 53 Abs 3a berech­
tigen die Sicherheitsbehörden zu auf IP-
Adressen bezogenen Auskunftsverlangen 
(IP-Adresse zu einer bestimmten Nach­
richt und Zeitpunkt ihrer Übermittlung 
bzw Name und Anschrift des Benutzers 
einer IP-Adresse zu einem bestimmten 
Zeitpunkt).2 Wie eine Auswertung der 
Meldungen aus 2012 gezeigt hat, bestand 
der Grund für diese Anfragen zu rund 
1/3 in der Verhinderung im Internet an­
gekündigter Selbstmorde und zu rund 2/3 
in der Abwehr gefährlicher Angriffe bzw 
krimineller Verbindungen. Die Delikte, 
um die es in der zweiten Gruppe ging, 
waren – etwa zu gleichen Teilen – gegen 
Kinder oder Jugendliche gerichtete Sexu­
aldelikte (§§ 207, 207a, 208a StGB), De­
likte gegen die Freiheit (§§ 105, 107, 144 
StGB), Betrug und betrügerischer Daten­
missbrauch (§§ 146, 148a StGB) sowie 
weitere Computerdelikte (§§ 118a, 126a, 
126c StGB).

Die Ziffer 43 des § 53 Abs 3a berechtigt 
die Sicherheitsbehörden zur so genannten 
punktuellen Rufdatenrückerfassung (Aus­
kunft über Namen, Anschrift und Teil­
nehmernummer eines Anschlusses, von 
dem aus zu einer bestimmten, möglichst 
genau anzugebenden, Zeit ein bekannter 
Anschluss angerufen wurde). Von den 
insgesamt sechs Meldungen bezogen sich 
fünf auf die Abwehr gefährlicher Angriffe, 
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III. MELDUNGEN ZUR NACH­
PRÜFENDEN KONTROLLE – 
DETAILINFORMATIONEN

1. Ermittlung von Standortdaten
a) Gemäß § 53 Abs 3b dürfen die Sicher­

heitsbehörden von den Betreibern öffent­
licher Telekommunikationsdienste 
Auskunft über Standortdaten und die 
internationale Mobilteilnehmerkennung 
(IMSI) eines Mobiltelefons der gefähr­
deten oder diesen begleitenden Per­
son nur zur Hilfeleistung bei bzw zur 
Abwehr einer – auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmenden – gegen­
wärtigen Gefahr für das Leben, die Ge­
sundheit oder Freiheit eines Menschen 
verlangen.4 Liegen diese Vorausset­
zungen vor, darf die Sicherheitsbehör­
de zur Lokalisierung des Telefons auch 
„technische Einrichtungen“ zum Ein­
satz bringen, womit namentlich der so 
genannte „IMSI-Catcher“ angesprochen 
wird, dessen Einsatz seit 1. April 2012 
einer gesonderten Meldepflicht unter­
liegt. Die eindeutig brisanteste Verän­
derung der bis 31. März 2012 geltenden 
Rechtslage brachte die Zulässigkeit der 
Verwendung von Vorratsdaten zum 
Zweck der Standortfeststellung.5

b) Konkret interessiert an den 2012 einge­
gangenen Meldungen zu § 53 Abs 3b zu­
nächst, welche Sachverhaltskonstellati­
onen die Grundlage dafür bildeten, dass 
die gesetzlich geforderte gegenwärtige 
Gefahr für Leben, Gesundheit oder Frei­
heit angenommen werden konnte.

	 In Tabelle 3 (siehe Seite 18) ist zu se­
hen, dass die mit großem Abstand häu­
figste Konstellation nach wie vor die 
Befürchtung eines Selbstmordes mit 
einem Anteil an allen Standortermitt­
lungen von nicht weniger als 70 % dar­
stellt. In annähernd 3/4 dieser Fälle lag 
eine ausdrückliche Selbstmordankündi­
gung vor. In den restlichen Fällen eines 

Meldung zu verdeckten Ermittlungen un­
ter Einsatz von Bildaufzeichnungsgeräten 
erstattet; sie betrifft ebenfalls einen Fall 
der Suchmittelkriminalität.

Die Ermittlung personenbezogener Da­
ten mit Bild- und Tonaufzeichnungsgerä­
ten ist gemäß § 54 Abs 4 iVm Abs 4a zur 
Abwehr gefährlicher Angriffe oder krimi­
neller Verbindungen nur unter sehr kom­
plex formulierten Einschränkungen zuläs­
sig. Generell festzustellen ist, dass 2012 
wiederum allein der Einsatz von Bildauf­
zeichnungsgeräten gemeldet wurde. Der 
Hauptanwendungsfall ist die Abwehr des 
organisierten grenzüberschreitenden Kfz-
Diebstahls. Weitere typische Einsatzbe­
reiche der in Rede stehenden Maßnahme 
sind – gereiht nach Häufigkeit – sonstige 
(meist ebenfalls organisiert begangene) 
Vermögensdelikte, Delikte nach dem 
Suchtmittelgesetz und Verstöße gegen das 
Fremdenpolizeigesetz.

Gemäß § 54 Abs 4b sind die Sicher­
heitsbehörden ermächtigt, verdeckt 
mittels Einsatz von Kennzeichenerken­
nungsgeräten personenbezogene Daten 
für Zwecke der Fahndung zu verarbeiten. 
Unmittelbarer Gegenstand der Fahndung 
sind hier allein durch das Kennzeichen 
definierte Kraftfahrzeuge. Zu § 54 Abs 4b 
wurden 2012 insgesamt 591 Meldungen 
erstattet, was bedeutet, dass nach dem 
starken Anstieg in den Vorjahren eine 
Stabilisierung eingetreten ist. Konkret ist 
zu den 2012 zum Gegenstand erstatteten 
Meldungen zu berichten: Nach wie vor 
werden Kennzeichenerkennungsgeräte 
ganz überwiegend zur Fahndung nach 
gestohlenen Kraftfahrzeugen und zur 
Bekämpfung sonstiger Eigentumskrimi­
nalität eingesetzt, was zusammen mit der 
so genannten „Ausgleichsmaßnahme“ 
für den Entfall der Grenzkontrollen nach 
den „Schengen-Übereinkommen“ 99 % 
ausmacht.
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Zahl der Meldungen mit Angaben zum 
Ergebnis einer Maßnahme 2012 noch­
mals erheblich anstieg.

	 Von besonderem Interesse ist wohl, in 
welchem Ausmaß das eigentliche Ziel 
der Standortabfrage erreicht wurde, 
nämlich die angenommene Gefahr für 
Leben, Gesundheit oder Freiheit ab­
zuwenden bzw der gefährdeten Person 
Hilfe zu leisten. Entsprechende Anga­
ben enthalten 862 Meldungen, was nicht 
weniger als 81  % der Erstmeldungen 
nach § 53 Abs 3b entspricht.

	 Mit dem Vorbehalt, dass die in der Ta­
belle 4 ausgewiesenen Daten einer trotz 
ihrer relativen Zunahme nicht als re­
präsentativ einstufbaren Teilmenge der 
Meldungen nach § 53 Abs 3b entstam­
men, lässt sich feststellen: In 21 % der 
erfassten Fälle wurde das bestmögliche 
Ergebnis erzielt: Nicht weniger als 178 
Menschen wurden gerade durch die Pei­
lung ihres Mobiltelefons aus der für sie 
bestehenden akuten Gefahr errettet. In 
39 % wurde die gefährdete Person durch 
andere Maßnahmen gefunden bzw ge­
rettet und in 28 % hat sie sich selbst ak­
tiv gemeldet. In je 6 % der Fälle freilich 
wurde die gefährdete Person nur mehr 
tot oder trotz Peilung gar nicht gefun­
den. Insgesamt bedeutet dies gegenüber 
den für 2011 erhobenen Befunden kei­
nen signifikanten Unterschied.

2. Gesamtbereich Observation
a)	Observation, definiert als „Ermittlung 

personenbezogener Daten durch Be­
obachten“, wird in § 54 Abs 2 – abgese­
hen von ihrem Einsatz zur erweiterten 
Gefahrenerforschung – zu zwei alter­
nativ verknüpften Zwecken für zuläs­
sig erklärt: (1) zur Verhinderung ei­
ner von einem bestimmten Menschen 
geplanten strafbaren Handlung gegen 
Leben, Gesundheit, Sittlichkeit, Frei­
heit, Vermögen oder Umwelt noch 

befürchteten Selbstmordes stützte sich 
diese Befürchtung vor allem auf die Mit­
teilung einschlägig besorgniserregender 
Umstände durch Personen aus dem pri­
vaten oder beruflichen Umfeld des Be­
troffenen.

	 Die Befürchtung eines Unfalls, die mit 
19 % die zweithäufigste Konstellation 
darstellt, bildet eine Sammelkategorie. 
Dominant dabei waren – gereiht nach 
Häufigkeit – die Befürchtungen von 
Unfällen auf Grund medizinischer Not­
lagen, von Bergunfällen, von Verkehrs­
unfällen sowie von alkohol- oder drogen­
assoziierten Unfällen anderer Art.

	 3 % der Standortfeststellungen wurden 
zur Abwehr der aus einem befürchteten 
Verbrechen abgeleiteten Gefahr durch­
geführt. Und in 12 % der auf Standort­
daten gerichteten Auskunftsverlangen 
gab es Hinweise, die auf mehrere der 
angeführten konkreten Konstellationen 
zielten, ohne dass eine klare Zuordnung 
zu einer von ihnen möglich war.

c)	Über Ersuchen des RSB an die melden­
den Stellen konnte erreicht werden, dass 
die – bereits 2011 sehr beachtliche – 

* Rundungsfehler 

Tabelle 3: Erstmeldungen zur Ermittlung von 
Standortdaten (§ 53 Abs 3b)

Quelle: Burgstaller/Pühringer

Gefahrenbegründete Konstellation	 Anzahl	 Anteil
Befürchteter Suizid	 739	 70 %
Befürchteter Unfall	 205	 19 %
Befürchtetes Verbrechen	 36	 3 %
Nicht eindeutig zuordenbare Gefahr	 78	 7 %
Erstmeldungen zu § 53 Abs 3b	 1.058	 99 %*

Tabelle 4: Mitgeteilte Ergebnisse der Meldungen 
zur Standortermittlung

Quelle: Burgstaller/Pühringer

Art des Ergebnisses	 Anzahl	 Anteil
Gefährdete Person durch Peilung gerettet	 178	 21 %
Gefährdete Person ohne Peilung  
gefunden/gerettet	 338	 39 %
Gefährdete Person hat sich (aktiv) gemeldet	 243	 28 %
Gefährdete Person tot gefunden	 54	 6 %
Gefährdete Person nicht gefunden	 49	 6 %
Meldungen mit Ergebnismitteilung	 862	 100 %
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nalität. Von den insgesamt 19 (Erst- und 
Nachtrags-)Meldungen zur Kombina­
tion von Observation und verdeckter 
Bildaufzeichnung betreffen nicht we­
niger als zwölf die Deliktsfelder Ter­
rorismus, Spionage und Verbotsgesetz; 
in den restlichen drei Fällen handelte es 
sich um die Abwehr von Diebstählen, 
Schlepperei und Suchtmitteldelikten. 
In den ausgewiesenen drei Meldungen 
zu Observation mit verdeckter Ermitt­
lung und Bildaufzeichnung ging es um 
die Abwehr einer international agie­
renden kriminellen Organisation und 
um die Abwehr von Delikten nach dem 
Verbotsgesetz. Die letzte Meldungs­
gruppe zum Gesamtbereich Observati­
on – Kombination von Observation mit 
Verwendung fremder Bilddaten – ent­
hält zwei Meldungen, die als Erst- und 
Nachtragsmeldung nur einen Fall erfas­
sen, in dem es um die Abwehr einer kri­
minellen Organisation geht.

IV. KONTROLLE DER 
ERWEITERTEN GEFAHREN­
ERFORSCHUNG
Grundlage der erweiterten Gefahrenerfor­
schung ist § 21 Abs 3. Demnach obliegt 
den Sicherheitsbehörden „die Beobach­
tung von Gruppierungen, wenn im Hin­
blick auf deren bestehende Strukturen und 
auf zu gewärtigende Entwicklungen in 

während ihrer Vorbereitung und (2) 
zur Abwehr gefährlicher Angriffe oder 
krimineller Verbindungen, wenn diese 
Abwehr sonst gefährdet oder erheblich 
erschwert wäre. Die SPG-Novelle 2011 
hat die wiedergegebene Regelung durch 
Einfügung des Abs 2a in § 54 um den 
Einsatz technischer Mittel zur Unter­
stützung der Observation („Peilsender“) 
ergänzt.6

b)	Im Jahr 2012 sind zu §  54 Abs  2 
(„schlichte Observation“) 172 Mel­
dungen eingelangt, was gegenüber den 
105 Meldungen aus 2011 neuerlich ei­
nen ganz erheblichen Anstieg bedeutet. 
Eine gewisse Relativierung dieses An­
stiegs ergibt sich daraus, dass von 2011 
auf 2012 der Anteil der Nachtragsmel­
dungen zugenommen hat, die bloß über 
das Ergebnis der bereits beendeten Ob­
servation berichten. Im Übrigen erklärt 
sich die 2012 registrierte Zunahme der 
Meldungen zu § 54 Abs 2 ganz über­
wiegend aus der starken Steigerung 
der Meldungen zu sehr erfolgreichen 
Observationen durch spezielle Streifen 
zur Verhinderung gewerbsmäßiger Ta­
schendiebstähle und Wohnungseinbrü­
che. Mit dem professionell begangenen 
Diebstahl ist auch bereits das Delikt be­
zeichnet, dessen Abwehr die schlichte 
Observation österreichweit unverändert 
dominiert.

	 Neben den Meldungen zu schlichten 
Observationen sollen auch kurz dieje­
nigen Meldungen, die sich auf Obser­
vationen beziehen, die in Kombination 
mit anderen Maßnahmen erfolgt sind, 
behandelt werden. Daten zur Verteilung 
der Meldungen zum Gesamtbereich Ob­
servation auf die erfassten Konstellati­
onen liefert die Tabelle 5.

	 Die acht Meldungen, die über mit ver­
deckten Ermittlungen verknüpften 
Observationen berichten, betreffen al­
lesamt die Abwehr von Suchtgiftkrimi­

Tabelle 5: Meldungen zum Gesamtbereich der 
Observation

Quelle: Burgstaller/Pühringer

Konstellation	 Anzahl der Meldungen 
(Schlichte) Observation (§ 54/2)	 172
Observation mit verdeckter Ermittlung  
(§ 54/2 iVm § 54/3)	 8
Observation mit Bildaufzeichnung  
(§ 54/2 iVm § 54/4)	 19
Observation mit verdeckter Ermittlung  
und Bildaufzeichnung 
(§ 54/2 iVm § 54/3 und § 54/4)	 3
Observation mit Verwendung fremder  
Bilddaten (§ 54/2 iVm § 53/5)	 2

Alle Konstellationen	 204
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bzw 43 Meldungen gab, einen erheblichen 
Anstieg. Dazu hat die Neueinführung der 
erweiterten Gefahrenerforschung gegen­
über Einzelpersonen per 1. April 2012 nur 
wenig beigetragen; auf sie entfielen näm­
lich nur zwei der insgesamt 68 Meldungen.

Was die Charakterisierung der gemäß 
§ 21 Abs 3 beobachteten Gruppen anlangt, 
kann berichtet werden, dass es in den Mel­
dungen aus 2012 nach wie vor weit über­
wiegend (annähernd 2/3) um verschiedene 
Ausprägungen von islamistischem Extre­
mismus geht. Darüber hinaus erstreckte 
sich die erweiterte Gefahrenerforschung 
auf separatistischen Extremismus sowie 
auf Gruppierungen, von denen durch 
Linksextremismus oder Rechtsextremis­
mus motivierte Gewalttaten zu befürchten 
waren.

2. Arten der Meldungen
Um die Bedeutung der gemäß § 91c Abs 3 
erstatteten Meldungen richtig einzuschät­
zen, ist es notwendig, sie in drei Gruppen 
aufzugliedern.

Aus der ersten Zeile der Tabelle 6 sehen 
wir, dass im Berichtsjahr zu § 21 Abs 3 
lediglich 18 Erstmeldungen erstattet wur­
den. Das bedeutet, dass es 2012 nur in rund 
1/4 der eingegangenen Meldungen darum 
ging, dass der RSB für eine neu zu be­
ginnende erweiterte Gefahrenerforschung 
die gesetzlich geforderte Ermächtigung 
erteilte.

Die große Mehrheit, nämlich 39 (deutlich 
mehr als die Hälfte), der Meldungen stellen 
Nachtragsmeldungen, mit denen vor dem 
Ablauf einer bestehenden Ermächtigung 
deren Verlängerung begehrt wird. Die 
starke Besetzung dieser Meldungsgruppe 
erklärt sich daraus, dass der RSB Ermäch­
tigungen prinzipiell nur befristet, und zwar 
für maximal sechs Monate, erteilt. In der 
dritten Zeile der Tabelle 6 sind schließlich 
diejenigen 2012 beim RSB eingelangten 
Nachtragsmeldungen angeführt, in denen 

deren Umfeld damit zu rechnen ist, dass 
es zu mit schwerer Gefahr für die öffent­
liche Sicherheit verbundener Kriminalität, 
insbesondere zu weltanschaulich oder re­
ligiös motivierter Gewalt, kommt“. Mit 
Wirkung vom 1. April 2012 wurde der 
eben angeführte Fall der erweiterten Ge­
fahrenerforschung, der als Z 2 des umge­
stalteten Abs 3 des § 21 unverändert erhal­
ten blieb, um einen zweiten Fall ergänzt. 
Gemäß der neu geschaffenen Z 1 des in 
Rede stehenden Absatzes gibt es nunmehr 
eine erweiterte Gefahrenerforschung auch 
in Form der Beobachtung einer einzelnen 
Person unter eng determinierten Voraus­
setzungen.7

Für beide Formen der erweiterten Ge­
fahrenerforschung wird den Sicherheits­
behörden zusätzlich zur allgemeinen Er­
mächtigung, personenbezogene Daten zu 
ermitteln und weiter zu verarbeiten (§ 53 
Abs 1 Z 2a), prinzipiell auch der Einsatz 
von in § 91c Abs 3 taxativ aufgezählten Er­
mittlungsbefugnissen eröffnet. Sowohl die 
erweiterte Gefahrenerforschung als solche 
als auch der Einsatz jeder der angeführten 
ergänzenden Maßnahmen bedürfen je­
weils der ausdrücklichen vorangehenden 
Ermächtigung des RSB.

1. Angaben zu den Meldungen ins
gesamt
Im Jahr 2012 sind beim RSB insgesamt 
68 Meldungen zur erweiterten Gefah­
renerforschung eingelangt. Das bedeutet 
gegenüber den Vorjahren, in denen es 50 

* Rundungsfehler

Tabelle 6: Meldungen zur erweiterten Gefahren
erforschung (§ 91c Abs 3 SPG)

Quelle: Burgstaller/Pühringer

Meldungsart	 Anzahl	 Anteil
Erstmeldungen	 18	 26%
Nachtragsmeldungen mit  
Fortsetzungsantrag	 39	 57%
Nachtragsmeldungen ohne  
Fortsetzungsantrag	 11	 16%
Alle Meldungen	 68	 99%*
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Videoaufnahmen erteilt wurde. Daneben 
kam es mehrfach zu einer präziseren und 
engeren Begrenzung des videoüberwach­
ten räumlichen Bereichs sowie zu einer 
strikteren Umschreibung des beobachteten 
Personenkreises.

V. ABSCHLIESSENDE BEMER­
KUNG ZUR GESAMTSITUATION
Insgesamt lässt sich auf Grund der Erfah­
rungen des RSB für 2012 erneut konsta­
tieren: Die Sicherheitsbehörden machen 
von ihren, in den Aufgabenbereich des 
RSB fallenden, Befugnissen nach dem 
SPG durchaus verantwortungsbewusst 
Gebrauch. Und sie sind auch bereit, den 
nicht unerheblichen Aufwand, den ihnen 
der RSB bereitet, in konstruktivem Geist 
zu tragen. Dies wohl auch in der Erkennt­
nis, dass eine ernstgenommene Kontrolle 
durch den unabhängigen RSB letztlich 
auch im Interesse der Polizei selbst liegt.

lediglich die Beendigung einer erweiterten 
Gefahrenerforschung mitgeteilt und über 
deren Ergebnisse berichtet wird.

3. Erledigung der Ermächtigungs
anträge
Von besonderem Interesse ist naturgemäß, 
wie der RSB die an ihn gerichteten Anträge 
auf Erteilung einer Ermächtigung zur er­
weiterten Gefahrenerforschung erledigt hat 
(Tabelle 7).

Von den insgesamt 57 Anträgen auf Er­
teilung einer Ermächtigung wurden 56 zu­
mindest teilweise positiv erledigt. Nur in 
einem Fall wurde, wie schon im Vorjahr, 
negativ entschieden. Bei elf Erst- und zehn 
Fortsetzungsanträgen wurde nur eine ein­
geschränkte Ermächtigung erteilt. Konkret 
bezog sich die Einschränkung meist darauf, 
dass die begehrte Ermächtigung zum Ein­
satz von Bildaufzeichnungsgeräten gemäß 
§ 54 Abs 4 nur für Foto-, nicht aber für 

Tabelle 7: Erledigung der Anträge auf Ermächtigung zur erweiterten Gefahrenerforschung

Quelle: Burgstaller/Pühringer

Art der Anträge	 Ermächtigung 	 Ermächtigung	 Ermächtigung 
	 uneingeschränkt erteilt	 eingeschränkt erteilt	 nicht erteilt
Erstanträge	 7	 11	 0
Fortsetzungsanträge	 28	 10	 1
Gesamt	 35	 21	 1
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1 Paragrafen ohne nähere Bezeichnung beziehen 

sich auf das SPG idgF.
2 Vgl zur Verwendung von Vorratsdaten zur Zu-

ordnung von IP-Adressen Burgstaller (2013) 400 f.
3 Die zitierte Regelung war bis zum 31. März 

2012 im zweiten Satz des Abs 3a des § 53 ent-

halten und wurde im Zuge der grundlegenden 

Umgestaltung des angeführten Absatzes in eine 

neue Z 4 umgewandelt; irgendeine inhaltliche 

Änderung war damit nicht verbunden.
4 Mit der SPG-Novelle 2011, die am 1. April 2012 

in Kraft trat, erfolgte die Ausdehnung der in Re-

de stehenden polizeilichen Befugnisse auch in 

Bezug auf ein Mobiltelefon, das eine den gefähr

deten Menschen „begleitende Person“ mit sich 

führt. Dazu detailliert Burgstaller (2013) 397 f.  

Eine weitere, kaum beachtete und wohl auch 

praktisch nur wenig bedeutsame, Neuerung per 

1. April 2012 besteht darin, dass nunmehr aus-

drücklich auch eine gegenwärtige Gefahr für die 

Freiheit eines Menschen die in Rede stehenden 

Standortermittlungen legitimiert.
5 Vgl zur Rechtslage und zur Praxis der Verwen-

dung von Vorratsdaten Burgstaller (2013) 398 f.
6 Vgl zur Rechtslage und zum Einsatz von Peil-

sendern in der Praxis Burgstaller (2013) 396 f.
7 Vgl näher dazu Burgstaller (2013) 394 ff.
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